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      Lieferzeitangabe im Onlinehandel  
 

In einem vom Oberlandesgericht Bremen (OLG) entschiedenen Fall bot ein Händler seine Waren bei 
eBay an. Bezüglich des Versandes gab er in seinen Informationen an, dass die Lieferfristen "in der 
Regel 1 bis 2 Tage bei DHL-Versand" betragen. 
 
Die Richter des OLG kamen hier zu dem Entschluss, dass die Angabe, dass die Lieferzeit "in der 
Regel 1-2 Tage bei DHL-Versand" beträgt, nicht mit hinreichender Genauigkeit für alle Fälle be-
stimmbar angibt, welche Lieferfristen für die Verbraucher (Kunden) gelten. Eine solche Klausel ver-
stößt somit gegen das Bestimmtheitsgebot und ist daher unzulässig. 
 
Eine Bestimmung mit der Angabe "in der Regel" stellt nur auf den "Normalfall" ab und darauf, dass 
die Versendung tatsächlich mit dem angegebenen Versandunternehmen erfolgt (hier: DHL). Es 
bleibt offen, welche Lieferfrist in den Ausnahmefällen gelten soll und wann ein solcher Ausnahmefall 
nach Vorstellung des Verwenders vorliegt. Für den Verbraucher nicht bestimmbar bleibt zudem, 
wann er dem Verwender etwa eine Nachfrist zur Leistung oder Nacherfüllung setzen und weitere 
Maßnahmen zur Durchsetzung seiner Rechte und Ansprüche treffen kann. 
 
In einem Beschluss vom 18.5.2009 entschieden die Richter des OLG Bremen hingegen, dass die 
Angabe der Lieferzeit mit einer "Circa-Angabe" (hier: "die Lieferzeit beträgt ca. 1 Woche nach Zah-
lungseingang" bei eBay) nicht gegen das Bestimmtheitsgebot verstößt. 

 

      Bundesnetzagentur verhängt Bußgelder wegen unerlaubter Telefonwerbung 
 

 

Die Bundesnetzagentur verhängte Bußgelder wegen unerlaubter Telefonwerbung. Im Dezember 
2009 und Januar 2010 wurden in mehreren Verfahren Bußgelder in einer Gesamthöhe von 500.000 
€ auferlegt. Die Bundesnetzagentur ahndet damit erstmals Verstöße gegen das Verbot der uner-
laubten Telefonwerbung und die Missachtung der Rufnummernanzeigepflicht bei Werbeanrufen. 
 
Seit Inkrafttreten der Änderungen des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb und des Tele-
kommunikationsgesetzes am 4.8.2009 gelten Werbeanrufe ohne Einwilligung des Angerufenen und 
Werbeanrufe mit unterdrückter Rufnummer als Ordnungswidrigkeiten. Die nun auferlegten Bußgel-
der wurden sowohl gegen die Auftraggeber der Werbeanrufe als auch gegen die ausführenden Call-
center verhängt. Die mit Bußgeldern belegten Unternehmen hatten unerlaubte telefonische Werbe-
aktionen ohne die ausdrückliche Einwilligung der Angerufenen durchgeführt oder Callcenter mit der 
Durchführung der Werbeanrufe beauftragt. Betroffen waren dabei unterschiedlichste Dienstleistun-
gen und Produkte aus den Branchen Telekommunikation, Medien und Lotteriegewinne. 
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Bußgeldrelevant war zudem auch die Rufnummernunterdrückung bei Werbeanrufen. In diesem Zu-
sammenhang wurden Fälle mit Bußgeldern geahndet, in denen die Rufnummer des anrufenden 
Callcenters nicht angezeigt wurde oder das werbende Unternehmen eine ihm nicht zugeteilte Ruf-
nummer hat anzeigen lassen. Die Falschanzeige verschleiert ebenso wie die Nichtanzeige der Ruf-
nummer die Identität des Anrufenden. In Fällen von sog. Ping-Anrufen und telefonischen Bandansa-
gen kann das bei unerlaubter Telefonwerbung gültige Bußgeld auch nach der neuen Gesetzeslage 
nicht verhängt werden. 
 
Bitte beachten Sie: Da der Rechtsbruch im Telefonat gegenüber Verbrauchern stattfindet, ist die 
Bundesnetzagentur auf präzise Angaben der Betroffenen angewiesen. Dazu sollten gehören: ge-
naue Informationen über das Datum, die Uhrzeit des Anrufs sowie die ggf. angezeigte Rufnummer. 
Für die Ermittlungsarbeit sind zudem - sofern bekannt - konkrete Namen der Anrufer, beworbene 
Produkte und Dienstleistungen sowie Informationen über das anrufende oder werbende Unterneh-
men hilfreich. Da Anzeigenerstatter unter Umständen auch als Zeugen angehört werden müssen, 
benötigt die Bundesnetzagentur außerdem die vollständigen Adressdaten des Beschwerdeführers. 
Nähere Informationen zum Rufnummernmissbrauch, Spam und unerlaubter Telefonwerbung erhal-
ten Sie auch auf der Internet-Seite der Bundesnetzagentur (www.bundesnetzagentur.de) unter dem 
Punkt Verbraucher - Rufnummernmissbrauch, Spam, Unerlaubte Telefonwerbung. 

 

      Anwendbarkeit der Vorschriften über Allgemeine Geschäftsbedingungen beim 
Kauf unter Privatleuten  

 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat die Frage entschieden, ob die Vorschriften über Allgemeine Ge-
schäftsbedingungen im Falle eines Kaufs unter Privatleuten anwendbar sind, wenn dem Geschäft 
ein Vertragsformular zugrunde gelegt wird, das der einen Vertragspartei vorliegt, aber von Dritten 
stammt (hier von einer Versicherung als Serviceleistung angeboten wurde). 
 
In dem entschiedenen Fall verkaufte ein Privatmann einen gebrauchten Pkw zum Preis von 4.600 € 
an einen anderen Privatmann. Der Verkäufer hatte das Fahrzeug zwei Jahre zuvor von einem Ge-
brauchtwagenhändler erworben. Als Vertragsformular wurde ein Vordruck einer Versicherung ver-
wendet, der als "Kaufvertrag Gebrauchtwagen - nur für den Verkauf zwischen Privatpersonen" ge-
kennzeichnet ist. Die Vertragsparteien hatten zuvor telefonisch darüber gesprochen, wer ein Ver-
tragsformular mitbringen solle, und sich auf das bereits vorliegende Vertragsformular der Versiche-
rung geeinigt. 
 
Dieses Formular enthält folgende Klausel: "Der Käufer hat das Fahrzeug überprüft und Probe gefah-
ren. Die Rechte des Käufers bei Mängeln sind ausgeschlossen, es sei denn, der Verkäufer hat einen 
Mangel arglistig verschwiegen und/oder der Verkäufer hat eine Garantie für die Beschaffenheit des 
Vertragsgegenstandes abgegeben, die den Mangel betrifft." 
 
Mit der Behauptung, das Fahrzeug habe vor Übergabe an ihn einen erheblichen Unfallschaden ge-
habt, machte der Käufer eine Minderung des von ihm gezahlten Kaufpreises um 1.000 € geltend. 
 
Die Richter des BGH kamen jedoch zu dem Entschluss, dass der Verkäufer die Gewährleistung für 
Mängel des verkauften Fahrzeugs wirksam ausgeschlossen hat. Zwar hätte der uneingeschränkte 
Gewährleistungsausschluss einer Prüfung am Maßstab des Bürgerlichen Gesetzbuches nicht 
standgehalten, wenn es sich um eine Allgemeine Geschäftsbedingung gehandelt hätte. Das ist aber 
nicht der Fall, weil die Vertragsbedingung nicht von dem Verkäufer gestellt worden ist. 

 

      Sachmängelhaftung beim Kauf  
 

Ein Käufer, der Ansprüche wegen Mängeln der gekauften Sache geltend macht, muss dem Verkäu-
fer die Kaufsache zur Untersuchung zur Verfügung stellen. 
 
In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) am 10.3.2010 entschiedenen Fall aus der Praxis bestellte 
der Käufer einen Neuwagen zum Preis von 18.500 €. Kurz nach der Auslieferung beanstandete er 
Mängel an der Elektronik des Fahrzeugs. Der Verkäufer bat ihn, ihm das Fahrzeug zur Überprüfung 
der Mängel vorzustellen. 
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Dem kam der Käufer nicht nach. Er vertrat die Auffassung, es sei ihm unzumutbar, sich auf Nach-
besserungen einzulassen, weil er befürchte, dass Defekte der Elektronik trotz Nachbesserungen 
immer wieder auftreten würden. Mit dieser Begründung verlangte er unter Fristsetzung "eine kom-
plette Lieferung eines anderen Fahrzeugs, das der Bestellung entspricht". Der Autohändler antwor-
tete, er könne auf die begehrte Ersatzlieferung nicht eingehen, erklärte sich aber für den Fall, dass 
nachweislich ein Mangel vorliegen sollte, zu dessen Beseitigung bereit. Trotz weiterer Korrespon-
denz wurde keine Einigung erzielt. Der Käufer erklärte den Rücktritt vom Vertrag und verlangte die 
Rückzahlung des Kaufpreises gegen Rückgabe des Fahrzeugs. 
 
Der BGH kam hier jedoch zu dem Entschluss, dass der vom Käufer erklärte Rücktritt vom Vertrag 
nicht wirksam ist, weil er es versäumt hat, dem Verkäufer Gelegenheit zur Nacherfüllung zu geben. 
Das Nacherfüllungsverlangen als Voraussetzung für die Rechte des Käufers umfasst auch dessen 
Bereitschaft, dem Verkäufer die Kaufsache zur Überprüfung der erhobenen Mängelrügen zur Verfü-
gung zu stellen. Der Verkäufer kann von der ihm zustehenden Untersuchungsmöglichkeit nur 
Gebrauch machen, wenn ihm der Käufer die Kaufsache zu diesem Zweck zur Verfügung stellt. 
 
Der Verkäufer war nicht verpflichtet, der vom Käufer gewählten Art der Nacherfüllung zuzustimmen, 
bevor ihm Gelegenheit gegeben wurde, das Fahrzeug auf die gerügten Mängel zu untersuchen. 
Denn von den Feststellungen des Verkäufers zur Ursache eines etwa vorhandenen Mangels und 
dazu, ob und auf welche Weise dieser beseitigt werden kann, hängt auch ab, ob sich der Verkäufer 
auf die vom Käufer gewählte Art der Nacherfüllung einlassen muss oder nicht. 

 

 

      
Ausgleichsanspruch bei Verspätungen und Annullierungen im Flugreisever-

kehr  
 

Die Richter des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) haben entschieden, dass Fluggäste, die ihr 
Endziel frühestens drei Stunden nach der geplanten Ankunftszeit erreichen, ebenso wie die Flug-
gäste annullierter Flüge von der Fluggesellschaft eine pauschale Ausgleichszahlung verlangen kön-
nen. Dies gilt allerdings nicht, wenn die Verspätung auf außergewöhnliche Umstände zurückgeht. 
 
Diese Gemeinschaftsverordnung über Ausgleichs- und Unterstützungsleistungen sieht vor, dass 
Fluggästen bei Annullierung eines Fluges eine pauschale Ausgleichszahlung zusteht. Diese ist ab-
hängig von der Länge der Flugstrecke. Bis 1.500 km beträgt der Ausgleichsanspruch 250 €, von 
1.500 bis 3.500 km 400 € und ab 3.500 km 600 €. Die Verordnung sieht jedoch nicht ausdrücklich 
vor, dass ein solcher Anspruch auch den Fluggästen verspäteter Flüge zusteht. 
 
Fluggäste eines kurzfristig annullierten Fluges haben selbst dann einen Ausgleichsanspruch, wenn 
sie von der Fluggesellschaft mit einem anderen Flug befördert werden, soweit sie gegenüber der 
ursprünglich angesetzten Dauer einen Zeitverlust von drei Stunden oder mehr erleiden. 
 
Die Richter des EuGH stellten nun in ihrem Urteil klar, dass Fluggäste, die von einer Verspätung 
betroffen sind, einen ähnlichen Schaden in Form eines Zeitverlusts erleiden wie Fluggäste, deren 
Flug annulliert wurde. Sie befinden sich somit in vergleichbarer Lage. Es wäre nicht gerechtfertigt, 
die Fluggäste verspäteter Flüge anders zu behandeln, wenn sie ihr Endziel nicht früher als drei 
Stunden nach der ursprünglich geplanten Ankunftszeit erreichen. Eine solche Verspätung führt je-
doch dann nicht zu einem Ausgleichsanspruch, wenn die Fluggesellschaft nachweisen kann, dass 
die Verspätung auf außergewöhnliche Umstände zurückgeht, die von ihr tatsächlich nicht zu beherr-
schen sind und sich auch dann nicht hätten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren Maßnahmen 
ergriffen worden wären. 
 
Für die Durchsetzung des Ausgleichsanspruchs ist es  grundsätzlich ratsam, dass sich der 
betroffene Reisende diese Verspätung/Annullierung a m Schalter oder an einer zentralen Ser-
vice-stelle bescheinigen lässt, damit er seinen Ent schädigungsanspruch belegen kann. An-
sprechpartner für die Zahlung der Entschädigung ist  die Airline und nicht der Reiseveranstal-
ter.  

 

 
      Ansprüche des Fluggastes bei wetterbedingter Annullierung 
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Die Richter des Bundesgerichtshofs haben in ihrem Urteil vom 25.3.2010 entschieden, dass Flug-
gäste, deren Flug wetterbedingt annulliert wurde, nicht grundsätzlich  einen Anspruch auf Aus-
gleichszahlungen nach der EU-Fluggastverordnung haben. Die Frage, ob und wann sich eine Annul-
lierung durch zumutbare Maßnahmen hätte vermeiden lassen, kann nicht allgemeingültig, sondern 
nur für den Einzelfall beantwortet werden. In jedem Fall muss natürlich genau geprüft werden, ob die 
Fluggesellschaft ihrer Verpflichtung, für Ersatz zu sorgen, in ausreichendem Maße nachgekommen 
ist. 
 
In dem entschiedenen Fall hatte ein Reisender für sich und seine Frau einen Flug für den 
25.10.2007 von Jerez in Spanien nach Hahn gebucht. Dieser Flug wurde wegen Nebels annulliert. 
Das für den Flug vorgesehene Flugzeug landete statt in Jerez in Sevilla und flog von dort direkt nach 
Hahn zurück. Den betroffenen Passagieren wurde ein Ersatzflug für den 27.10.2007 angeboten. 
Dieser wurde von dem Reisenden jedoch abgelehnt. Er buchte schließlich für sich und seine Ehe-
frau bei einem anderen Luftfahrtunternehmen einen Flug für den 25.10.2007 über Madrid nach 
Frankfurt am Main. Nun verlangte er von dem ersten Luftfahrtunternehmen für sich und seine Frau 
Ausgleichszahlungen gemäß der Fluggastrechteverordnung in Höhe von jeweils 400 € sowie Ersatz 
der entstandenen Mehrkosten für den Ersatzflug (Madrid-Frankfurt). 
 
Der Bundesgerichtshof entschied jedoch, dass der Fluggast keinen Anspruch auf Ausgleichszahlun-
gen nach der Fluggastrechteverordnung hat, da in dem vorliegenden Fall zum Zeitpunkt der Annul-
lierungsentscheidung Nebel die Landung in Jerez verhinderte. Wie lange der Nebel andauern würde 
und ob und wann es dann möglich sein würde, das Flugzeug von Sevilla nach Jerez zu holen, war 
nicht zuverlässig abzusehen. Unter diesen Umständen wäre es unter Berücksichtigung der Auswir-
kungen auf den weiteren Flugplan nicht vernünftig gewesen, die Annullierungsentscheidung aufzu-
schieben. 
 
Bei Annullierung eines Fluges haben Fluggäste u. a. Anspruch auf eine anderweitige Beförderung 
zum Endziel unter vergleichbaren Reisebedingungen zum frühestmöglichen Zeitpunkt. Ob das Luft-
fahrtunternehmen diese Verpflichtung verletzt hat, muss das Berufungsgericht klären. 

 

      Werbung "Nur heute ohne 19 % Mehrwertsteuer"  
 

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat mit seinem Urteil vom 31.3.2010 entschieden, dass eine Werbung 
mit der Angabe "Nur heute Haushaltsgroßgeräte ohne 19 % Mehrwertsteuer" Verbraucher auch 
dann nicht in unangemessener und unsachlicher Weise bei ihrer Kaufentscheidung beeinflusst, 
wenn die Werbung erst am Tag des in Aussicht gestellten Rabattes erscheint. 
 
Die Richter sahen in der beanstandeten Werbung keine unsachliche Beeinflussung der Verbraucher. 
Abzustellen ist auf den mündigen Verbraucher, der - so der BGH - mit einem solchen Kauf-anreiz in 
rationaler Weise umgehen kann. Selbst wenn Verbraucher keine Gelegenheit zu einem ausführli-
chen Preisvergleich haben sollten, werden sie allein aufgrund der Werbung keine unüberlegten 
Kaufentschlüsse treffen. Das schließt die Möglichkeit ein, dass sich einzelne Verbraucher auch ohne 
Preisvergleich zu einem Kauf entschließen und dadurch riskieren, dass ihnen ein noch günstigeres 
Angebot eines Mitbewerbers entgeht. 

 

      Basiszins / Verzugszins  
 

• Verzugszinssatz ab 1.1.2002: (§ 288 BGB)  
 
Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern:  
Basiszinssatz + 5-%-Punkte   
 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern:  
Basiszinssatz + 8-%-Punkte  
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• Basiszinssatz nach § 247 Abs. 1 BGB  
maßgeblich für die Berechnung von Verzugszinsen 
 
01.01.2009 - 30.6.2009 = 1,62 % 
01.07.2009 - 31.12.2009 = 0,12 % 
seit 01.01.2010 = 0,12 %  

Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 
http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php 
 
Eventuelle Änderungen, die nach Ausarbeitung dieses Informationsschreibens erfolgen, können erst 
in der nächsten Ausgabe berücksichtigt werden! 

 
 
 
 
 
 
 

 

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. 
Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 

 


